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Luft holen 

Repression hilft nur bedingt 

Sarah Schulz1 

Die Recherchen von correctiv2 über ein Treffen von AfD-Mitgliedern, Identitären3 
und Mitgliedern der Werteunion in Potsdam haben einen Stein ins Rollen ge-
bracht. Viele Menschen, die bisher schwiegen, aber dennoch mit Sorge auf eine 
erstarkende extreme Rechte blickten, konnten nun ihrer Meinung Ausdruck ver-
leihen. Gerade in kleineren Gemeinden sind diese Kundgebungen und Demonstra-
tionen ein ermutigendes Zeichen. Neben den vielen Demonstrationen findet auch 
die Forderung nach einem AfD-Verbot mehr Gehör. Von einem Parteiverbot darf 
man sich jedoch nicht mehr erhoffen als eine institutionelle Atempause – aller-
dings nicht in diesem Wahljahr. 

Demokratie unter Druck – und das nicht erst seit gestern 

In Potsdam wurden rassistische Pläne zur Deportation von Menschen aufgestellt. 
Nazis brüsteten sich mit Gewalt gegen Linke4. Das ist schockierend, zugleich ist 
es weder neu noch überraschend. Seit Bestehen der AfD entwickelt sie sich weiter 
nach rechts. Innerhalb der Partei erringen die immer offensichtlicher rassistische-
ren und faschistischeren5 Strömungen die Hegemonie. Sie springt auf Verschwö-
rungstheorien auf, lässt extrem rechte Gruppen in ihre Organisationsstrukturen 
kommen, forciert Geschichtsrevisionismus, treibt die anderen Parteien mit einem 
rassistischen Migrationsdiskurs vor sich her. 

                                                           
1 Dr. Sarah Schulz ist Wissenschaftliche Mitarbeiterin im Fachgebiet Sozial- und Gesundheitsrecht, 

Recht der Rehabilitation und Behinderung an der Universität Kassel. 
2 Maximilian Bornmann, Geheimplan gegen Deutschland, Correktiv vom 10.01.2024, https://cor-

rectiv.org/aktuelles/neue-rechte/2024/01/10/geheimplan-remigration-vertreibung-afd-rechtsext-
reme-november-treffen/ (zuletzt abgerufen 25.04.2024). 

3 Rechtsextremismusforscher: Identitäre schon immer im AfD-Milieu unterwegs, rbb vom 
11.01.2024, https://www.inforadio.de/rubriken/interviews/2024/01/11/rechtsextremismus-for-
schung-remigration-correctiv-recherche-geheimtreffen.html (zuletzt abgerufen 25.04.2024). 

4 Update: Die Correctiv-Recherchen und der Fall Lina E., mdr vom 30.01.2024, https://www.ardau-
diothek.de/episode/die-fascho-jaegerin-der-fall-lina-e-und-seine-folgen/update-die-correctiv-reche 
rchen-und-der-fall-lina-e/mdr-aktuell/13111243/ (zuletzt abgerufen 25.04.2024). 

5 Christoph Kopke/Felix Korsch/Friedrich Burschel/Gideon Botsch (Hrsg.), Rechte Ränder. Faschis-
mus, Gesellschaft und Staat, 2023, https://www.verbrecherverlag.de/shop/rechte-raender-fa-
schismus-gesellschaft-und-staat/ (zuletzt abgerufen 25.04.2024). 
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Um es einmal salopp zu formulieren: Eigentlich hätte man 2019/20 schon den 
Schuss hören können. Denn 2019 wurden in Sachsen und 2021 in Sachsen-An-
halt notgedrungen Koalitionen aus drei Parteien gebildet. Einige mögen sich auch 
an den Fall des FDP-Mitglieds Thomas Kemmerich erinnern, der sich 2020 im 
dritten Wahlgang mit den Stimmen der AfD zum thüringischen Ministerpräsi-
denten wählen ließ.6 Aufgrund der allgemeinen Empörung trat er kurz darauf 
zurück. Seitdem regiert in Thüringen eine Minderheitsregierung aus der Linken, 
der SPD und den Grünen. Immer wieder kommt es vor, dass die Brandmauer 
bröckelt7 und Parteien mit der AfD gemeinsam für Gesetze stimmen. Eine Regie-
rungsminderheit erfordert mehr Kompromissbereitschaft in verschiedene Rich-
tungen und beständiges Aushandeln mit den anderen Parteien. Beispielsweise 
wurde der Thüringer Haushalt hart verhandelt.8 Regierungsarbeit wird so immer 
wieder blockiert, dringende Projekte sind schwerer zu realisieren. 

Nun ist man ähnlich aufgeregt und in den Jahren zwischen den Wahlen mussten 
Landes- und Kommunalpolitiker:innen ihre Politik auf eine prekäre Grundlage 
stellen oder gar Bedrohungen und Anfeindungen aushalten, so wie erst jüngst in 
Gotha und Suhl.9 Seit Jahren haben Engagierte oder Menschen mit Rassismuser-
fahrungen und Personen aus der queeren Community in Landkreisen und Kom-
munen mit rechten Angriffen zu kämpfen. Demokratieprojekte und Opferbera-
tungen müssen jedoch immer wieder um ihre finanzielle Unterstützung bangen.10 
Wen interessiert es schon, wenn irgendwo in Mecklenburg-Vorpommern Schei-
ben zu Bruch gehen oder ein rechter Konsens so bleiern ist, dass sich niemand 
mehr traut etwas zu sagen? Im Zweifel sind gar die alternativen Jugendlichen 
noch das Problem, weil sie bunte Haare haben und die ruhige Idylle stören und 
das Nest beschmutzen. 

Kurz nach dem Kemmerich-Eklat im Thüringer Landtag brach im März 2020 die 
Corona-Pandemie über die Welt herein, 2022 überfiel Russland die Ukraine und 
darauffolgende Preissteigerung von Energie, Lebensmitteln und Mieten macht(e) 
den Menschen zu schaffen. Währenddessen wusste die AfD die Angst der 
                                                           
6 Sarah Schulz, Demokratie, geschmiedet wie ein Hufeisen?, in: PROKLA, Zeitschrift für Kritische 

Sozialwissenschaft 2020, 50(199), 363–370, https://doi.org/10.32387/prokla.v50i199.1877 
(zuletzt abgerufen 20.06.2024). 

7 Steven Hummel, Anika Taschke, Hält die Brandmauer?, Rosa-Luxemburg-Stiftung 2024, https:// 
www.rosalux.de/publikation/id/51762/haelt-die-brandmauer-1 (zuletzt abgerufen 25.04.2024). 

8 Stefan Locke, Haushalt in Thürigen. „Haben die schlimmsten Verfehlungen von Rot-Rot-Grün ver-
hindert, F.A.Z. vom 13.12.2022, https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/cdu-in-thueringen-ha-
ben-die-schlimmsten-verfehlungen-verhindert-18531999.html (zuletzt abgerufen 25.04.2024). 

9 Anschläge auf Wohnhaus und Politiker-Büros in Thüringen – „Angst im eigenen Bett“, mdr vom 
20.02.2024, https://www.mdr.de/nachrichten/thueringen/west-thueringen/gotha/brandstiftung-
spd-poltiker-polizei-100.html (zuletzt abgerufen 25.04.2024). 

10 Annett Mängel, Nachhaltig gegen Rechts: Demokratieprojekte sichern, in: Blätter für deutsche 
und internationale Politik 2020, 9-12, https://www.blaetter.de/ausgabe/2020/januar/nachhaltig-
gegen-rechts-demokratieprojekte-sichern (zuletzt abgerufen 25.04.2024). 
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Menschen zu nutzen und Ressentiments zu mobilisieren. Antisemitische Vorfälle 
sind während der Pandemie sichtbarer geworden11 und unerwartete Querfront-
Bündnisse haben sich gegründet. Insbesondere beim Thema Migration werden 
Interessen von marginalisierten Gruppen gegeneinander ausgespielt und rassisti-
sche Stereotype gestärkt. 

Die Geister, die man rief 

Was bringt wohl ein Verbot der AfD gegen all das? Eventuell eine Erleichterung 
für Regierungsbildungen – allerdings noch nicht in diesem Superwahljahr. Das 
Verbot der AfD könnte eine, nennen wir es, institutionelle Atempause schaffen, 
um Koalitionen überhaupt noch bilden zu können. Auch kommunale Gremien 
könnten ihre Arbeit wieder leichter verrichten. So sitzen AfD-Vertreter:innen bei-
spielsweise in Aufsichtsräten von kommunalen Wohnungsbaugesellschaften, 
Verkehrsbetrieben oder Wasserwerken und erschweren dort die Arbeit12. 

Ein Parteiverbot ist jedoch eine repressive Maßnahme, keine Demokratieförde-
rung. Die Geschichte dieses Instruments der wehrhaften Demokratie ist ambiva-
lent. Die Verbote der Sozialistischen Reichspartei (SRP) 195213 und der KPD 
195614 waren getragen von einem antitotalitaristischen Zeitgeist. Die im Kalten 
Krieg entwickelten Instrumente der wehrhaften Demokratie hatten eine starke 
antitotalitaristische, viel mehr noch antikommunistische, Schlagseite. 

Der späte Wandel der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung im Urteil zur 
NPD 201715 deutete jedoch eine Liberalisierung an. Die freiheitliche demokratische 
Grundordnung wurde hier als ein Dreiklang aus Menschenwürde, Demokratie- 
und Rechtsstaatsprinzip definiert. Vor allem sollen Demokratie und Rechtsstaat 
die Basis bilden, auf der sich die Würde des Menschen und seine Subjektqualität 
überhaupt erst entfalten könne. Das impliziert, dass rassistische Deportations-
pläne und ein biologistisches Volksverständnis der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung widersprechen, mithin die wehrhafte Demokratie nicht mehr als 
Staats-, sondern als Demokratieschutz gedacht wird. Die wehrhafte Demokratie 
der frühen 1950er Jahre hatte einen etatistischeren Vorbau, der den Staat vor 
seinen Bürger:innen und nicht Bürger:innen vor Deportation schützen wollte. 

                                                           
11 Bundesverband der Recherche- und Informationsstellen Antisemitismus e.V., Jahresbericht: An-

tisemitische Vorfälle in Deutschland 2020, https://report-antisemitism.de/documents/Antisemiti-
sche_Vorfaelle_in_Deutschland_Jahresbericht_RIAS_Bund_2020.pdf (zuletzt abgerufen 25.04.2024). 

12 Anja Stehle/Zacharias Zacharakis, Alternative für Deutschland: Mein rechter, rechter Platz ist frei, 
Die Zeit Nr. 08/2024, https://www.zeit.de/2024/08/alternative-fuer-deutschland-einfluss-auf-
sichtsorgane-sparkasse-stadtwerke (zuletzt abgerufen 25.04.2024). 

13 BVerfGE 2, 1 ff. – SRP-Verbot. 
14 BVerfGE 5, 85 ff. – KPD-Verbot. 
15 BVerfGE 144, 20 ff. – NPD-Verbot. 
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Diese inhaltliche Verschiebung ergibt sich aus Deutungskämpfen um Hegemonie 
und Definitionsmacht. Ein Sieg in diesen Kämpfen ist aber nicht ausgemacht. In 
der Geschichte der Bundesrepublik wurde schon vielfach um eine liberalere oder 
antifaschistische Auslegung der wehrhaften Demokratie und ihres Kerns, der frei-
heitlichen demokratischen Grundordnung, gerungen.16 Aktuell ist die extreme 
Rechte mehr im Fokus. Nicht lang jedoch ist es her, dass sich – vor allem in Sach-
sen – Demokratieprojekte gegen Extremismusvorwürfe verteidigen mussten. 

Die institutionellen Grundlagen der wehrhaften Demokratie sind zudem behäbi-
ger als der politische Diskurs. Ehe sich eine Behörde wie der Verfassungsschutz 
wandelt, braucht es viel Zeit, eine klare Personalpolitik und politischen Willen. 
Der Fokus kann sich von der AfD schnell wieder wegbewegen und zurück in be-
kannte Muster fallen. Die Stichworte sind hier der Radikalenbeschluss der 1970er 
Jahre oder die Extremismusklausel der 2010er Jahre. Ein aktuelles Beispiel ist die 
Resolution der CDU (DS/1114/VI) in der Bezirksverordnetenversammlung von 
Friedrichshain-Kreuzberg vom 20. März 2024. Während der laufenden Fahndung 
nach flüchtigen mutmaßlichen Mitgliedern der RAF, die sich jahrelang in Berlin 
versteckt haben sollen, stimmte die AfD dieser Resolution mit dem Titel „Wir 
sind die Brandmauer – #ZusammenGegenLinks#“ zu. Das Hufeisen schlägt zu-
rück. Die zarte Liberalisierung der wehrhaften Demokratie und ihre Ausrichtung 
auf die extreme Rechte ist nicht nachhaltig. Stärkt man die repressiven Instru-
mente der wehrhaften Demokratie, wird man die Geister, die man rief, vielleicht 
nicht mehr los. 

Institutionelle Erleichterung, aber keine Lösung für das Wahljahr 2024 

Bei aller Skepsis: Ein Antrag auf Verbot der AfD wird sich gut begründen lassen.17 
Ein Antrag auf ein Parteiverbot hat jedoch wenig Bestand, wenn er sich in seiner 
Begründung nach den Konjunkturen der medialen Berichterstattung richtet. Was 
heute die Schlagzeilen bestimmt, ist oft binnen weniger Wochen vergessen. Ein 
verfassungsgerichtliches Parteiverbot muss der juristischen Prüfung standhalten. 
Dazu müssen Informationen gerichtsfest aufbereitet sein. 

Doch auch wenn mediale Aufmerksamkeit noch keine juristischen Argumente 
schafft, scheint die Zeit günstig und die politischen Argumente passen zu den 
juristischen. Weder die „Potentialität“, wie im Urteil des Bundesverfassungsge-
richts zur NPD 2017 als Bedingung genannt18, noch das Verhalten oder Äußerun-

                                                           
16 Prominent wären hier zu nennen: Axel Azzola, Peter Römer oder Gerhard Stuby. Skeptisch dem-

gegenüber waren stets: Ulrich K. Preuß, Ingeborg Maus und Helmut Ridder. 
17 Hendrik Cremer, Warum die AfD verboten werden könnte. Empfehlungen an Staat und Politik, 

Deutsches Institut für Menschenrechte, 2023. 
18 BVerfG, Urteil vom 17.01.2017, 2 BvB 1/13, Rn. 585 ff., https://www.bverfg.de/e/bs2017 

0117_2bvb000113.html (zuletzt abgerufen 20.06.2024). 

https://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html
https://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html
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gen der Anhänger:innen der Partei lassen aktuell viele Zweifel an den Zielen der 
AfD. Das Bundesverfassungsgericht wird sich jedoch nicht auf Medienberichte 
oder Informationen der Verfassungsschutzämter allein berufen, sondern auch 
eine eigene Beweisaufnahme vornehmen. 

Die Wahlprognosen für die Europa-, Kommunal- und Landtagswahlen 2024 sind 
beunruhigend. Ein Parteiverbot ist jedoch keine realistische Antwort auf diese 
Sorge. Ein Verbotsverfahren braucht viel Zeit. Zunächst müssten sich die Antrag-
steller:innen finden und dann einen begründeten Antrag mit Belegen erstellen, 
die gerichtsfest sind. Die Verhandlungstermine müssen anberaumt werden und 
das Gericht benötigt Zeit zur Entscheidungsfindung. Die AfD wird jede juristische 
Möglichkeit zur Prozessverzögerung und – selbstverständlich – Verteidigung nut-
zen. Für dieses Jahr, ist ein Verbot keine realistische Option, schon gar nicht bis 
zu den Wahlterminen im September. Ein Parteiverbot ist ein repressives Instru-
ment, dass nicht für kurzfristige Wahlmanöver taugt und auf das man nicht zu 
den nächsten Wahlterminen hoffen sollte. Vielmehr gilt es, politische Antworten 
zu finden. 

Das Verbot einer Partei lässt ohnehin ihre Anhänger:innen nicht von heute auf 
morgen anders denken. Man könnte sogar das Gegenteil vermuten: Die Beobach-
tung der AfD durch die Verfassungsschutzbehörden hat die Menschen nicht da-
von abgehalten, die Partei zu wählen. Die Zustimmung ist seither sogar gestiegen. 
Ein Verbot könnte diese Stimmung weiter stärken. Das heißt nicht, dass man sich 
argumentativ auf den Opfermythos der „Antisystem“-Partei einlassen muss. Doch 
ein Verbot ist eine repressive Maßnahme, eine Abwehr, keine in die Zukunft ge-
richtete Politik. Es wird die Menschen, die die AfD wählen, nicht überzeugen. Ein 
Verbot zielt auf die Organisationsstruktur und staatliche Finanzierung. Das kann 
ein sinnvolles Vorgehen sein. Aber es löst das gesellschaftliche Problem nicht. Es 
hält die rechte Mobilisierung im günstigsten Fall institutionell etwas auf. 

Nachhaltige soziale und kulturelle Förderung in der Fläche 

Neben der sicheren finanziellen und ideellen Grundlage für Demokratie- und Auf-
klärungsprojekte braucht es eine infrastrukturelle Stärkung von Kommunen und 
ländlichen Räumen.19 Hier sind Projekte zur politischen Bildung angesprochen, 
für Schüler:innen genauso wie für ihre Lehrer:innen oder auch die Justiz, die ras-
sistische Gewalt erkennen muss, wenn gegen sie strafrechtlich vorgegangen wer-
den soll.20 Viel zu lang sind Bildung und soziale Infrastruktur, aber auch Mobilität 

                                                           
19 Deutscher Bundestag, Demokratiefördergesetz: Fachleute sehen Verbesserungsbedarf, 2023, 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw13-pa-familie-demokratiefoerderung-
938952 (zuletzt abgerufen 25.04.2024) 

20 Nele Austermann/Andreas Fischer-Lescano/Heike Kleffner/Kati Lang/Maximilian Pichl/Ronen 
Steinke/Tore Vetter (Hrsg.), Recht gegen rechts. Report 2024, 2024. 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw13-pa-familie-demokratiefoerderung-938952
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und schlicht Versorgung des ländlichen Raumes vernachlässigt und einer rein 
ökonomischen Kosten-Nutzen-Rechnung unterworfen worden. Doch nur tatsäch-
liche Selbstwirksamkeit, ob an Schulen, in Unternehmen21 oder Pflegeheimen 
lässt Menschen nicht ohnmächtig vor Krisen und Umbrüchen kapitulieren, son-
dern gemeinsam Wege suchen. Jedes selbstverwaltete Jugendzentrum, jede 
Stadtbibliothek, jeder Lebensmittelladen und jedes Rufbussystem sind Möglich-
keiten von Kontakt, Austausch, Lernen, Gestalten. 

Das gilt für Ost wie West und Nord wie Süd. Dennoch sehen wir, dass der Osten 
eine Vorreiterrolle hatte. Die Ergebnisse der AfD sind hier als erstes nach oben 
geschnellt. Die Erklärungsansätze dafür sind vielschichtig und gerade in den letz-
ten Jahren sind einige literarische22 und wissenschaftliche23 Auseinandersetzun-
gen dazu veröffentlicht worden, auch soziologische Studien zu anderen Län-
dern24 hat die Wissenschaft zu bieten. Bundes- und Landespolitik muss sich dem 
annehmen und Brüche in Biographien ernstnehmen. Hier muss kulturelle und so-
ziale Förderung nachhaltig verankert werden. Es gibt Mut machende Beispiele, 
die mit der Kraft des Theaters die komplexen politischen Entwicklungen und die 
individuelle Verwobenheit mit Systemumbrüchen verdeutlichen, annehmen und 
besprechbar machen25. Diese Arbeit ist deutlich nachhaltiger als das Verbot einer 
Partei, aber auch viel weniger effekthascherisch und beugt sich nicht medialen 
Konjunkturen. Sie ist oft nur prekär finanziert und wenig institutionalisiert26. Sie 
braucht vor allem einen langen Atem. Wenn man rechter Hegemonie begegnen 
will, ist der nötig. 

                                                           
21 Hans-Böckler-Stiftung, Betriebsverfassung für die Zukunft, 2022, https://www.boeckler.de/de/ 

boeckler-impuls-eine-betriebsverfassung-fur-die-zukunft-40452.htm (zuletzt abgerufen 25.04.2024). 
22 Grit Lemke, Kinder von Hoy, 2023. 
23 Steffen Mau/Lütten Klein, Leben in der ostdeutschen Transformationsgesellschaft, 2019; Klaus 

Dörre, Arbeiter*innen und die radikale Rechte, 2023. 
24 Arlie Russell Hochschild, Fremd in ihrem Land. Eine Reise ins Herz der amerikanischen Rechten, 

2018. 
25 Michaela Kumkar, Frauen laden zu einer biographischen Zeitreise ein, Nordkurier vom 11.12.2023, 

https://www.nordkurier.de/regional/uckermark/frauen-laden-zu-einer-biographischen-zeitreise-
ein-2118398 (zuletzt abgerufen 25.04.2024). 

26 Losmachen e.V., Zivilgesellschaft in Ostdeutschland braucht deine Unterstützung, better-
place.org, https://www.betterplace.org/de/projects/132846-zivilgesellschaft-in-ostdeutschland-
braucht-deine-unterstuetzung (zuletzt abgerufen 25.04.2024). 
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